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„Alter ist kein Verdienst!“...

... hält die Redensart dem entgegen, der aus der
Anzahl seiner Lebensjahre Privilegien oder das
„Recht-Haben“ ableiten will. Das Gegenteil beweist
jeder Rentenbescheid. Auch sonst ist der Spruch
falsch. Das Alter hat durchaus Gewicht, etwa wenn
es Minderjährige durch die Beschränkung der
Geschäftsfähigkeit vor unbedachten Geschäften
oder über die Jugendschutzgesetze vor einer „sitt-
lichen Verwahrlosung“ schützt. Kaum Relevanz wird
dem Alter jedoch im Bereich des Ausländerrechts
zugemessen. Die UN-Kinderrechtskonvention, die
die menschenrechtlichen Standards für Kinder und
Jugendliche benennt, stand bis zum Kabinettsbe-
schluss vom 3.5.2009, mit dem die Rücknahme der
deutschen Vorbehalte beschlossen wurde, in
Deutschland unter einem ausländerrechtlichen Pri-
mat: Keine Vorschrift sollte so ausgelegt werden
dürfen, dass ein/e AusländerIn hieraus Rechte ablei-
ten könnte, die ihr/ihm nicht ohnedies vorher zuge-
billigt worden wären. Dementsprechend verlegte
das deutsche Asyl- und Ausländerrecht die
Geschäftsfähigkeit auf das 16. Lebensjahr vor, ließ
die Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen zu
Abschiebungszwecken zu, vernachlässigte das
Gebot der optimalen Förderung und Bildung von
Kindern und Jugendlichen zugunsten ausländer-
rechtlicher Residenz- und Lagerpflichten und achte-
te das Kindeswohl gering. Dies ist Rechtsgeschichte.
Die Streichung des Vorbehalts zur UN-Kinderrechts-
konvention muss zu Gesetzesänderungen führen
und endlich dem Vorrang des Kindeswohls vor aus-
länderrechtlichen Maßnahmen Rechnung tragen. 

Keine „UN-Konvention zum Schutz 
und für die Rechte der Alten“

Ein anderes, nicht weniger trauriges Kapitel ist der
Umgang des deutschen Ausländerrechts mit Men-
schen ausländischer Herkunft in hohem Alter. Sie
schützt keine „UN-Konvention zum Schutz und für
die Rechte der Alten“, sie sind als Gruppe noch

nicht ins Problembewusstsein gedrungen. Viele
unserer „ZuwandererInnen“ haben keine ausrei-
chenden Rentenansprüche erworben. Gleich, ob sie
als „GastarbeiterInnen“ oder „Flüchtlinge“ kamen
oder Angehörige der „zweiten Generation“ waren:
viele fanden nur einen beschränkten Zugang zum
Arbeitsmarkt, meist im Niedriglohnsektor. Dement-
sprechend gering sind ihre Rentenansprüche. Ihr
Lebensunterhalt ist durch die Rente nicht im ver-
langten Umfang gesichert. Über ihnen schwebt das
Damoklesschwert des Ausweisungsgrunds nach § 55
II Nr. 6 AufenthG, wonach jemand ausgewiesen
werden kann, wenn er „für sich, seine Familienan-
gehörigen oder sonstige Haushaltsangehörige
Sozialhilfe in Anspruch nimmt“. Viele mogeln sich
damit durch, dass sie mit ihren spärlichen Renten in
ihren Herkunftsländern ein Auskommen finden und
nur noch pro forma in Deutschland leben, ohne die
Bindungen zu ihrer zweiten Heimat Deutschland
aufzugeben, weil hier ihre Kinder und Enkel leben.
Andere hangeln sich von der einen Verlängerung
der Aufenthaltserlaubnis zur nächsten in der Hoff-
nung, niemand möge nachfragen, wie sie mit ihrer
Rente von 380,00 Euro ihre Miete und den Lebens-
unterhalt in Deutschland sicherstellen können. Per-
manente Unsicherheit ist der Preis. 

Das Gebot der Lebensunterhaltssicherung 
als Grenze der Menschlichkeit

Virulent wird das Problem, wenn die/der Betreffen-
de noch keinen gesicherten Rechtsstatus hat, son-
dern etwa mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23
AufenthG oder § 25 V AufenthG hier lebt. Bei die-
sen „humanitären“ Aufenthaltstiteln findet die
Menschlichkeit ihre Grenze an der Voraussetzung
von § 5 AufenthG – dem Gebot der Lebensunter-
haltssicherung. Die Dominanz dieses Gesichts-
punkts wird deutlich, wenn es um den Familien-
nachzug geht. Viele der ZuwandererInnen stehen
früher oder später in der sittlichen Verpflichtung,
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ihre ursprünglich in der Heimat gebliebenen Eltern
zu sich zu nehmen, etwa, weil die verwitwete Mut-
ter zu ihren ausgewanderten Kindern und Enkel-
kindern kommen will, da sie zunehmend hilfs-
bedürftig ist. Hier errichtet § 36 AufenthG eine gna-
denlose Schranke: Ein Nachzug ist nach dieser
Bestimmung nur zulässig, wenn dies „zur Vermei-
dung einer außergewöhnlichen Härte erforderlich“
ist. Damit wird ein denkbares Höchstmaß definiert:
Juristisch gibt es die Härte, die besondere Härte und
die außergewöhnliche Härte. Die Steigerung hier-
von ist die Verknüpfung der „außergewöhnlichen
Härte“ mit der Voraussetzung der „Erforderlichkeit“.
Mit anderen Worten: Nur dann, wenn kein anderes
Mittel zu Gebote steht, die „außergewöhnliche
Härte“ zu vermeiden, greift dieses Tatbestandsmerk-
mal ein. Gibt es irgendeinen Verwandten im Her-
kunftsland, eine Tante oder wen auch immer, fehlt
es am Merkmal der „Erforderlichkeit“. Hinzu
kommt, dass der Nachweis einer Krankenversiche-
rung verlangt wird. Zumindest hieran scheitert jeder
Familiennachzug der Eltern, denn keine Kranken-
versicherung in Deutschland ist bereit, einen älteren
Menschen zu versichern. Ein Familiennachzug der
Eltern von ZuwandererInnen ist damit de facto aus-
geschlossen, selbst wenn Sozialhilfe nicht in An-
spruch genommen würde. Ein anderes Problemfeld:
Auch die Altfall- oder Bleiberechtsregelungen ste-
hen unter dem Primat der ausreichenden Lebens-
unterhaltssicherung. So lange die Leute jung, frisch,
dynamisch und erwerbsfähig sind, sind diese Rege-
lungen – bei aller Kritik im Einzelfall – akzeptabel.
Nur, was passiert mit den Alten, den „Verbrauch-
ten“, den nicht mehr Erwerbsfähigen? Sie fallen
durch das Raster, sie erhalten kein Aufenthaltsrecht
und stehen unter der Bedrohung der Aufenthalts-
beendigung. 

Es wird Zeit, eine „Konvention zum Schutz und für
die Rechte der Alten“ zu verabschieden oder zumin-
dest im nationalen Rahmen dafür Sorge zu tragen,
dass die Grundsätze der Humanität vor denen der
Ökonomie Vorrang haben.< 


